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Die Merz-Akte

Den Anfang seiner amts- und postengestützten Parteikarriere in der CDU
nimmt der heute 63-jährige Friedrich Merz 1997 Seite an Seite
gemeinsam mit einigen anderen Jungfunktionären, insbesondere jedoch
mit der von Bundeskanzler Helmut Kohl intensiv geförderten und
späteren Parteivorsitzenden Angela Merkel, gewissermaßen nebeneinander
in der gleichen Reihe wahr.

Mit dem schrittweisen Rückzug Helmut Kohls von seinen einflußreichen
Parteifunktionen hat Merkel gelegenheitsgerecht und geradezu fugenlos
es schneller und verzögerungsfreier als alle anderen verstanden, die
Lücken auf dem Wege zum Parteivorsitz und zur späteren Kanzlerschaft
scheinbar leichtfüßig zu füllen.

Mit dem wachsenden Dissens und der mißlingenden Kooperation zwischen
Friedrich Merz und Angela Merkel bis hin zur offenen parteiinternen
Gegnerschaft hat sich der demgegenüber erfolglose und
zurückgeschlagene F. Merz dann allerdings auch mit Blick auf die von
ihm mitzuverantwortende Wahlniederlage der CDU/CSU im Jahre 2002 von
allen höheren Funktionen und politischen Laufbahnen innerhalb der
Partei konsequent zurückgezogen, auch, um sich vollends auf seinen
aussichtsreichen Berufsweg in die Wirtschaft zu konzentrieren.

Mit dem sukzessiven Rückzug Angela Merkels nun, den sie mit der
Erklärung vom 29.10.2018, nicht weiter für eine Wahl zur
Parteivorsitzenden zur Verfügung zu stehen, einleitete, um bestenfalls
noch bis zum Ende der Legislaturperiode als Kanzlerin fortzuwirken,
tauchte wie vom Katapult geschossen Friedrich Merz, ganz sicher für
viele unerwartet, mit dem Anspruch auf, mit dem Parteivorsitz nach dem
Ausscheiden von Merkel wieder in das Rampenlicht einer zudem medial
gestützten Aussicht auf höchstmöglichen politischen Einfluß zu treten.

Wenn mit einer volkstümlichen Kurzbeschreibung von dem Widerspruch und
der Kontraproduktivität bei der Bewertung jenes Merz-Phänomens aufs
einfachste die Rede sein kann, dann doch nur, weil der
Noch-Parteivorsitzenden und Bundeskanzlerin Angela Merkel ein Hochmaß
an mit eigenen Händen errichteten Positivergebnissen und statthaften
Problemlösungen zugesprochen werden muß, demgegenüber einem
Nachfolger, und das im Angesicht wachsender Schwierigkeiten,
hochwahrscheinlich doch nur die Rolle desjenigen bleibt, der alles mit
seinem in diesem Fall standesgemäßen Hintern wieder umstößt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


2. November 2018
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KOHLEALARM/514: Klimakampf und Kohlefront - Pilgerweg für Klimagerechtigkeit ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 2. November 2018

GRÜNE LIGA - Bundesvorsitzender nimmt am ökumenischen Klimapilgerweg
teil



Ab Montag, dem 5. November durchquert der Ökumenische Pilgerweg für
Klimagerechtigkeit das Lausitzer Kohlerevier von Hoyerswerda bis Guben. Der
Bundesvorsitzender des Umweltverbandes GRÜNE LIGA, René Schuster wird an
diesem Tag die Etappe von Hoyerswerda nach Rohne mitlaufen. Zu den
zentralen Forderungen des Pilgerweges gehört ein rechtzeitiger
Kohleausstieg als Voraussetzung für weltweite Klimagerechtigkeit.

"Noch nie ist jemand zu Fuß durch alle drei deutschen Braunkohlereviere
gelaufen. So engagierte Gäste in der Lausitz begrüßen zu dürfen, ist ein
Höhepunkt unseres jahrelangen Einsatzes für einen Ausstieg aus der
Braunkohle!" sagt René Schuster GRÜNE LIGA-Vorsitzender und Mitglied der
Umweltgruppe Cottbus.

Die Pilger lernen die Lausitz nicht nur beim täglichen Laufen kennen,
sondern auch bei verschiedenen Abendveranstaltungen. So beschäftigen sie
sich Sonntag abend in Hoyerswerda mit dem Leben des Liedermachers Gerhard
Gundermann und erleben am Montag abend in Rohne einen sorbischen
Kulturabend. Am Dienstag abend kommen die Pilger in Spremberg bei einem von
der GRÜNEN LIGA veranstalteten Podium mit Lausitzer Tagebaubetroffenen ins
Gespräch. (18:30 Uhr, Bergschlösschen, Burgstraße 11, 03130 Spremberg). Am
Donnerstag, dem 8. November führt der Weg die Pilger direkt am Kraftwerk
Jänschwalde vorbei.

Der Pilgerweg begann am 9. September in Bonn, dem Ort des letztjährigen
Klimagipfels und wird im Dezember beim diesjährigen Klimagipfel im
polnischen Katowice eintreffen.


Hintergrund

Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene Kilometer und endet am 9. Dezember im
polnischen Katowice, wo zeitgleich die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" und stärken
sich spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen
Gebet. Unterwegs werben die Pilgerinnen und Pilger bei 14 Aktionstagen und
zahlreichen weiteren Veranstaltungen für die Forderungen des
Klimapilgerwegs. Jede/r, die/der die Ziele des Pilgerwegs für
Klimagerechtigkeit unterstützen möchte, ist herzlich zum Mitpilgern
eingeladen - auch spontane Tagespilger sind willkommen.

40 Unterstützer

Der Ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit wird unterstützt von einem
breiten ökumenischen Bündnis aus 40 Organisationen, Initiativen und
Unternehmen, darunter Brot für die Welt, das Bischöfliche Hilfswerk
MISEREOR e.V., die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), die Deutsche
Bischofskonferenz und das Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'.
Schirmherr/innen des ökumenischen Klimapilgerwegs sind Bischof Dr. Markus
Dröge, Erzbischof Dr. Ludwig Schick und Umweltministerin a. D. Barbara
Hendricks.

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen
unter:

www.klimapilgern.de.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/513: Klimakampf und Kohlefront - Bezichtigungs- und Sündenbocksgetriebe ... (kommunikatz)


Pressemitteilung der Aachener Klimaschutzbewegung vom 1. November 2018

Selbsterklärte Märtyrer: 

Protestaktion von RWE-Mitarbeitenden im Aachener Dom



Mitarbeitende der RWE AG nutzten am 01.11.2018 den
Pontifikalamtsgottesdienst zu Allerheiligen für eine geschmack- und
pietätlose Protestaktion. Unter dem Motto "Wir büßen für die
Klimasünden der Welt" nahmen mehrere Personen in RWE-Kluft am
Gottesdienst teil und inszenierten sich anschließend im Domhof mit einem
Pranger als Opfer, anstatt ihre eigene Instrumentalisierung durch einen
Skrupellosen Konzern zu erkennen und anzuprangern.

An einem Tag, an dem Katholik*innen ihrer Heiligen und ihrer
verstorbenen Ahnen gedenken, wo Familien Gräber aufsuchen und im grauen
November eine Kerze für liebe entschwundene Seelen aufstellen; an einem
Tag, der explizit als stiller Feiertag begangen wird, um Trauernden
einen Moment der Stille und Aufmerksamkeit zu schenken, kommen orange
gekleidete RWE-Mitarbeitende mit einem Pranger an den Aachener Dom. Sie
klagen an, dass sie "für die Klimasünden der Welt büßen" müssten. Büßen
für etwas, das andere über ihre Köpfe hinweg entscheiden könnten.

Doch was könnten sie einbüßen? Einen sicheren Arbeitsplatz, den das
Unternehmen ihnen vorgaukelte, das ihnen allzu lange die Illusion einer
heilen Welt ohne Sorgen versprach? Oder könnten nicht auch sie die
Lebensgrundlage auf einer Erde einbüßen, weil unsere heutige Art zu
leben und zu wirtschaften - und vor allem: unsere Energie aus fossilen
Rohstoffen wie Braunkohle zu gewinnen - die Zukunft der nachfolgenden
Generationen gefährdet? Von den "Klmasünden der Welt" hat RWE wahrlich
einen beträchtlichen Anteil selbst begangen.

Wer entscheidet eigentlich, und wer trägt welche Verantwortung? Ein
Energiekonzern mit Milliardengewinnen, der es versäumte seine Profitgier
dem Wohl seiner Mitarbeitenden und dem Entschluss der Klimakonferenz
unterzuordnen, lässt lieber die Situation eskalieren und fegt
gleichermaßen über die Sorgen der Mitarbeitenden und den mehrheitlichen
Wunsch der Menschen in diesem Land hinweg, in einer gesunden
lebenswerten Welt zu leben. Die Politik schweigt sich entweder aus oder
geht auf Kuschelkurs mit dem Energieriesen. Der Strukturwandel im Revier
wird so verzögert, bis er nur noch durch einen Bruch bewältigt werden kann.

Und die Angst der Mitarbeitenden um ihre Sicherheit lässt sie nun nicht
einmal mehr spüren, dass sie mit ihrer politischen Aktion die intimsten
Gefühle der Menschen verletzen, die in der Kirche Trost für den Verlust
ihrer Verstorbenen suchen.

Kommunikation ist wichtig, keine Frage. Es bleibt nur zu bedenken, ob
dies an diesem Tag und an diesem Ort der angemessene Stil ist. Zudem
stellt sich die Frage, wen die Kohlekumpel an den Pranger stellen
sollten. Wäre das nicht eigentlich der richtige Platz für ihren
Arbeitgeber, der sie für seine Profite einspannt, anstatt durch einen
Strategiewechsel und die Abkehr von der Braunkohle nicht nur ihre
sondern die Zukunft aller Menschen zu sichern?

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

http://kommunikatz.wordpress.com
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KOHLEALARM/512: Klimakampf und Kohlefront - Proschim nicht nötig ... (Umweltgruppe Cottbus)


GRÜNE LIGA - Pressemitteilung vom 31. Oktober 2018

#Proschimbleibt - nur dann gibt es Strukturmittel

Symbolische Brücken-Verschönerung im vom Braunkohletagebau bedrohtem
Lausitzer Dorf



Proschim, 31.10.2018. Kritiker der Abbaggerung des Dorfes Proschim durch
den Braunkohletagebau haben heute eine Straßenbrücke am Ortseingang mit dem
Banner "#Proschimbleibt - nur dann gibt es Strukturmittel" beschriftet.
Anschließend beschäftigten sie sich bei einem Workshop im Kulturhaus des
Ortes mit Strategien für den Strukturwandel in der Lausitz.

"Nur wenn Proschim bleibt, kann die Lausitz genug zum Klimaschutz
beitragen, um zusätzliche Strukturfhilfen zu rechtfertigen. Der Auftrag an
die Kohlekommission des Bundes umfasst Strukturhilfen und Klimaschutz
gleichermaßen. Wer vom Bund Strukturhilfen verlangt, aber die Pläne des
LEAG-Konzerns nicht antasten will, der belügt die Menschen in der Lausitz."
erklärt René Schuster vom Umweltverband GRÜNE LIGA.

"Die Entscheidung über Proschim darf weder dem LEAG-Konzern überlassen,
noch auf 2020 verschoben werden. Es ist Zeit, Klarheit für die Menschen zu
schaffen, um gemeinsames Arbeiten an der Zukunft der Region überhaupt zu
ermöglichen." sagt Hannelore Wodtke, Stadtverordnete von Welzow (Grüne
Zukunft Welzow).

Unter dem Titel "Strategien für den Strukturwandel in der Lausitz
entwickeln" veranstalten die Rosa-Luxemburg-Stiftung Brandenburg und die
GRÜNE LIGA Cottbus ein Gespräch im Proschimer Kulturhaus. Dabei wurden
gemeinsam mit den Teilnehmenden, Ansätze für eine von unten kommende und
lokal spezifische Strategie für den Strukturwandel gesammelt. Mit Hannelore
Wodtke beteiligte sich daran auch ein Mitglied der von der Bundesregierung
eingesetzten Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung.

Proschim soll für den neuen Tagebau Welzow-Süd II abgebaggert werden, der
insgesamt 810 Umsiedlungen erfordern würde. In seinem "Revierkonzept" hält
sich der LEAG-Konzern eine Entscheidung über diesen Tagebau bis 2020 offen.
Die Brücke einer früheren Kohlebahn markiert die Grenze zwischen dem
Tagebaufeld Welzow-Süd I und dem geplanten Tagebau Welzow-Süd II.

Das Schicksal Proschims steht dabei in direktem Zusammenhang mit der
Laufzeit der ältesten Lausitzer Kraftwerksblöcke in Jänschwalde und
Boxberg. Bei deren rechtzeitiger Abschaltung reicht die Kohlemenge auch
ohne neue Tagebaufelder für einen längeren Betrieb des neueren Kraftwerkes
Schwarze Pumpe aus.


Hintergrundpapier zum Kraftwerk Jänschwalde, insbesondere auch zu
Zusammenhang mit der Bedrohung Proschims:

https://www.kein-tagebau.de/images/180928_hintergrundpapier_kraftwerk_jaenschwalde.pdf

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/511: Klimakampf und Kohlefront - höchstamtliche Entgleisung ... (Fossil Free Aachen)


Fossil Free Aachen - Pressemitteilung vom 30. Oktober 2018

Ministerpräsident Laschet gibt sich heute beim Spatenstich als
Gestalter, aber in Wahrheit ist er nichts anderes als ein Spalter.



Bei der Demonstration der IGBCE am vergangenen Mittwoch rief Laschet
wörtlich Folgendes von der Bühne: "... es ist gut, dass so viele tausend
Leute hier zeigen: Wir können auch laut werden, nicht nur die, die
Polizisten angreifen, bestimmen das Klima in unserem Land, sondern auch
anständige Leute, die jeden Tag zur Arbeit gehen und unseren Wohlstand
erarbeiten". Mit diesem Satz hat er zehntausenden Menschen, die in den
vergangenen Monaten für den Klimaschutz und für den Erhalt des Hambacher
Waldes demonstriert haben, die Anständigkeit abgesprochen. Er hat all
diesen Menschen, die den Rückhalt von mehr als drei Viertel der
deutschen Bevölkerung haben, unterstellt, nicht zur Arbeit zu gehen -
obwohl diese Leute (im Gegensatz zu den auf RWE-Kosten herbeigekarrten
Bergleuten) teilweise ihren kompletten Jahresurlaub für das
Klimaschutz-Anliegen geopfert haben. Er hat all diese friedfertigen
Menschen zu Polizisten-Angreifer*innen gestempelt.

Herr Laschet hat sich durch diese Entgleisung, diese Beleidigung der
Mehrheit der Bevölkerung, die er doch als "Landesvater" zu vertreten
hätte, für das Amt des Ministerpräsidenten disqualifiziert. Die
verständlichen Sorgen der Bergleute instrumentalisierte er, um sie in
unerträglicher Weise gegen Klimaschützer aufzuhetzen.
Disqualifiziert hat er sich noch aus einem zweiten Grund: Unmittelbar
vor dem oben angeführten Zitat sagte der Ministerpräsident, gegenüber
wirtschaftspolitischen Erwägungen sei der Klimaschutz ein drittrangiges
Problem. Er kündigt damit einen Bruch des völkerrechtlich verbindlichen
Klimaübereinkommens von Paris an. Die darin formulierten Ziele
erfordern nämlich nachweislich einen raschen Ausstieg aus der
Braunkohle, der deutlich vor dem Jahr 2030 abgeschlossen sein muss.

Klimaschutz ist nicht irgendein politisches Thema. Es geht um die
Überlebensfähigkeit der Menschheit auf dem Planeten Erde. Wer in diesem
Kontext den größten CO2-Emittenten Europas, nämlich das Rheinische
Braunkohlerevier, mit einem Bestandsschutz versehen will - wie Laschet
- handelt völlig verantwortungslos. Er taugt nicht für das Amt, das er
momentan innehat, und noch weniger für höhere Ämter, die er womöglich
noch anstrebt.

Und die Braunkohlekumpel sind schlecht beraten, ihre Hoffnung auf solche
Realitätsverleugnung zu setzen, anstatt zusammen mit der
Klimaschutzbewegung an einer sauberen Zukunft für das Rheinische Revier
zu arbeiten.

 * 

Quelle:

Fossil Free Aachen

c/o kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

Internet: http://kommunikatz.wordpress.com/
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ASIEN/783: Rechtsanwalt verfolgter Christin flieht aus Pakistan - Menschenrechtler schalten UN ein


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 4. November 2018

Pakistans Rechtssystem muss religiöse Minderheiten und ihre
Rechtsvertreter wirksamer schützen

Öffentliche Debatte über Recht und Religionsfreiheit gefordert



Göttingen, den 4. November 2018 - Mit Bestürzung hat die Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV) auf die Flucht des Rechtsanwalts der in Pakistan von
einem Todesurteil freigesprochenen Christin Asia Bibi aus seinem Heimatland
reagiert. Nach massiven Todesdrohungen radikaler Islamisten verließ
Rechtsanwalt Saif Malook gestern Pakistan mit einem Flugzeug in Richtung
Rom und Amsterdam. Die GfbV hat die UN-Hochkommissarin für Menschenrechte
Michelle Bachelet gebeten, sich für einen wirksameren Schutz religiöser
Minderheiten und ihrer Rechtsvertreter in Pakistan einzusetzen. "Es darf
nicht hingenommen werden, dass Pakistans Rechtssystem keinen wirksamen
Schutz für Rechtsvertreter verfolgter religiöser Minderheiten vorsieht. Es
ist skandalös, dass der Rechtsanwalt Asia Bibis glaubt, nur durch eine
Flucht ins Ausland seine Ermordung durch Extremisten abwenden zu können",
erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Sonntag in Göttingen.

Auch die Richter des Obersten Gerichts in Pakistan, das Asia Bibi am
letzten Mittwoch freisprach, müssen um ihr Leben fürchten, weil sie
Morddrohungen radikaler Islamisten erhielten. Mehrere Richter
untergeordneter Gerichte, die es wagten, wegen Blasphemie Angeklagte
freizusprechen, wurden bereits in den letzten Jahren von Extremisten in
Pakistan ermordet. In Pakistan sei eine öffentliche Debatte über den Stand
und die Priorisierung von Recht und Religion überfällig, erklärte die
Menschenrechtsorganisation.

Die GfbV forderte nachdrücklich, den dramatischen Verfall der
Religionsfreiheit in Pakistan auch international stärker zu einem Thema zu
machen. Als Mitgliedsstaat des Menschenrechtsrates der Vereinten Nationen
habe Pakistan eine besondere moralische Verpflichtung, die Rechte
religiöser Minderheiten und ihrer Rechtsvertreter zu achten und zu
schützen.

Rechtsanwalt Saif Malook gilt unter sunnitischen Extremisten als besonders
verhasst, da er auch als Vertreter der Anklage im Prozess gegen den Mörder
des Gouverneurs des Bundesstaates Punjab gearbeitet hat. Gouverneur Salman
Taseer war im Januar 2011 von einem religiösen Fanatiker ermordet worden,
nachdem er sich kritisch zu den Blasphemie-Gesetzen geäußert und eine
Freilassung Asia Bibis gefordert hatte. Sein Mörder Muntaz Quadri wurde zum
Tode verurteilt und später hingerichtet. Vielen sunnitischen Extremisten
gilt er heute als Märtyrer.

 * 
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Pressemitteilung vom 4. November 2018
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





ASIEN/782: Asia Bibi muss die Ausreise gestattet werden


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 3. November 2018

Pakistans Rechtsssytem wird zur Beute des islamistischen Mobs

Menschenrechtler: Asia Bibi muss die Ausreise gestattet werden



Göttingen, den 3.November 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat Bewegungsfreiheit und eine freie Ausreise für die vom Vorwurf
der Blasphemie vom Obersten Gericht Pakistans freigesprochene Christin Asia
Bibi gefordert. Scharf kritisierten die Menschenrechtler einen am
Freitagabend zwischen Pakistans Regierung und islamistischen Gruppen
ausgehandelten Deal, um die seit drei Tagen anhaltenden Proteste gegen den
Freispruch zu beenden. Denn die fünf Punkte umfassende Vereinbarung sieht
vor, dass ein Revisionsantrag gegen den Freispruch zugelassen wird und vor
Gericht über ein Ausreiseverbot für Asia Bibi verhandelt werden soll.

"Der Deal macht Pakistans Rechtssystem zur Beute des islamistischen Mobs.
Er missachtet die Gewaltenteilung und die Priorität des Rechts. Wenn das
Oberste Gericht Recht gesprochen hat, dann darf eine Regierung nicht
zulassen, dass radikale Islamisten noch dabei gefördert werden, wie sie die
Rechtsprechung aushebeln. Der skandalöse Deal macht Pakistans Rechtssystem
und Verfassungsordnung lächerlich", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich
Delius am Samstag in Göttingen.

Pakistans Regierung erhofft sich von der umstrittenen Vereinbarung mit der
radikal-islamistischen Tehreek-i-Labbaik Pakistan-Partei ein Ende der seit
drei Tagen andauernden Proteste der Islamisten, die weite Teile des
öffentlichen Lebens im Land lahmgelegt haben. Von den Protesten war
besonders die Industriemetropole Karachi betroffen.

"Die Vereinbarung ist eine Bankrott-Erklärung des Rechtsstaates Pakistan
gegenüber dem Druck islamistischer Bewegungen", kritisierte Delius. Weit
über den Fall Asia Bibis hinaus erschüttere sie das Vertrauen religiöser
Minderheiten in den Schutz ihrer Menschenrechte durch den Staat, warnte die
Menschenrechtsorganisation. Viele bedrängte Christen, Ahmadiyyah-Muslime
und Hindu hatten neue Hoffnung auf einen Respekt ihrer Religionsfreiheit
bekommen, nachdem Premierminister Imran Khan sich öffentlich dazu bekannt
hatte, das Urteil des Obersten Gerichts zu respektieren und umzusetzen.
"Mit ihrem Einlenken gegenüber dem islamistischen Mob hat Pakistans
Regierung die Hoffnung auf mehr Religionsfreiheit in dem Land zunichte
gemacht", erklärte Delius.

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MUMIA/917: Recht auf Vergewaltigung? (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 929

Recht auf Vergewaltigung?

In der modernen US-Gesellschaft sind sexuelle

Belästigungen und Übergriffe allgegenwärtig

von Mumia Abu-Jamal, Oktober 2018



Es mag ein Problem sein, eine Kolumne mit dieser Überschrift zu versehen,
aber nach gründlicher Überlegung geht es nicht anders, denn die Wahrheit
ist, dass Vergewaltigungen die Geburt dieser Nation begleitet haben. Im
Zuge der Eroberung der Neuen Welt wurden indigene Frauen als Kriegsbeute
betrachtet, ihre massenhafte Vergewaltigung war Teil der sogenannten
Indianerkriege. Auch aus Afrika verschleppte Frauen, in Ketten gelegt und
in Lumpen gehüllt, wurden schon auf der Überfahrt an Bord der
Sklavenschiffe geschändet. Viele dieser Frauen sprangen über Bord und
starben lieber im tosenden Meer, als sich weiter von den Seeleuten
misshandeln und vergewaltigen zu lassen.

Waren die Sklavenschiffe für die Frauen schon Horte des Schreckens, so war
das Leben auf den Plantagen in den Südstaaten der Vereinigten Staaten von
Amerika für sie der blanke Horror. Dort wurden sie systematisch
vergewaltigt, denn je öfter sie schwanger wurden, desto besser war das für
den wachsenden Reichtum der Klasse der Sklavenherren. Auch die männlichen
Sklaven spielten eine Rolle in dieser Tragödie. Wenn sie schwarze
Sklavinnen vergewaltigten, sahen ihre »Masters« sie als Zuchthengste an,
die für neues »Menschenmaterial« sorgten. In der Tat galt die
Vergewaltigung schwarzer Frauen in den USA bis zum Beginn des 20.
Jahrhunderts nicht als Verbrechen, sondern als Gewohnheitsrecht der weißen
Männer.

Wäre es nicht wünschenswert gewesen, dass diese sich über Jahrhunderte
erstreckenden finsteren Zeiten nicht bis in unsere ach so ehrenwerte
Gegenwart reichen? Was wir erleben, ist indes die Allgegenwärtigkeit
sexueller Belästigungen und Übergriffe in der modernen US-amerikanischen
Gesellschaft. Erinnert sich noch jemand an den »Tailhook-Skandal«? Darin
wurden über hundert Offiziere von Fliegerstaffeln der United States Navy
und des US Marine Corps beschuldigt, 83 Frauen und sieben Männer sexuell
missbraucht, vergewaltigt oder »anderweitig unangemessen und unanständig«
behandelt zu haben. Das alles geschah im Hilton-Hotel von Las Vegas
zwischen dem 8. und 12. September 1991 während des 35. Symposiums der
Tailhook Association, einer Vereinigung des fliegenden militärischen
Personals von US-Flugzeugträgern. Der Untersuchungsbericht des
Generalinspektors des Pentagon enthüllte brutale frauenfeindliche
Übergriffe der beschuldigten Offiziere, die zum Teil mit T-Shirts bekleidet
waren, die den Aufdruck »Frauen sind Eigentum« trugen.

Egal, wohin wir uns heute auch wenden, überall finden wir Beweise für die
weitverbreitete Frauenfeindlichkeit in unserer Gesellschaft. Sie findet
ihren brutalsten Ausdruck in Vergewaltigungen und hat ihren Ursprung im
Hass von Männern gegen Frauen und ihrer generellen Missachtung. Zur
Veranschaulichung braucht man sich nur den Mann anzusehen, der zur Zeit das
höchste Amt im Staat innehat: US-Präsident Donald Trump. Eine weitere
Bestätigung für die virulente Frauenfeindlichkeit waren die sogenannten
Anhörungen vor dem Justizausschuss des US-Senats wegen der Berufung von
Brett Kavanaugh an den Obersten Gerichtshof der USA. In diesen öffentlichen
Sitzungen wurden Frauen, die Kavanaugh beschuldigten, sie als junger Mann
vergewaltigt zu haben, nicht ernstgenommen und ihre Aussagen als unwahr
abgetan - sogar von Senatorinnen. Das Sprichwort »Jungs sind eben Jungs«
musste auch hier wieder zur Rechtfertigung dafür herhalten, dass Männer
gegenüber Frauen schon mal »über die Stränge schlagen«.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 251 vom 29. Oktober 2018
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8448: Und morgen, den 5. November 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 05.11.2018 bis zum 06.11.2018 +++






[image: Jean-Luc 8448 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Am Wochenbeginn

wird 's neblig und trübe,

für Jean macht es Sinn,

daß er schlafen übe.
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INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





IMI/899: Südkorea - Verweigerung erlaubt


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Aktuell 2018/616 vom 2. November 2018

Südkorea: Verweigerung erlaubt



Seit einer Gerichtsentscheidung [1] am Donnerstag, dem 1. November 2018 ist
es in Südkorea nun erlaubt, den Kriegsdienst aus religiösen oder aus
Gewissensgründen unbestraft zu verweigern. Aktuell laufen noch 930
Verfahren gegen Kriegsdienstverweiger_innen in - ein großer Teil von ihnen
zählt sich zu den Anhängern der Zeugen Jehovas. Seit dem Koreakrieg in den
50'er Jahren, wurden mehr als 19.350 Zeugen Jehovas für ihre
Kriegsdienstverweigerung zu Gefängnisstrafen von einer Durchschnittsdauer
von 18 Monaten verurteilt. (ja)


Anmerkung:

[1] https://www.washingtonpost.com/world/asia_pacific/s-korean-court-upholds-conscientious-objection-to-military/2018/11/01/570e718c-de3d-11e8-8bac-bfe01fcdc3a6_story.html?noredirect=on&utm_term=.0fb406380c18

 * 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8875: Aus aller Welt - 04.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Neukaledonien stimmt gegen Unabhängigkeit

Die Inselgruppe Neukaledonien im südlichen Pazifik wird auch
weiterhin zu Frankreich gehören. Eine Mehrheit der Bevölkerung
votierte in einer Volksabstimmung gegen eine Abspaltung. Frankreich
nahm die Inselgruppe 1853 in Besitz und nutzte sie zunächst als
Strafkolonie. Das französische Überseegebiet lebt seit mehr als
hundert Jahren vom Nickel. Hier lagern ein Viertel der weltweiten
Nickelvorkommen. Am Montag will Frankreichs Premierminister Édouard
Philippe die Hauptstadt Nouméa besuchen. Aus Sorge vor Unruhen
verstärkte die Regierung von Neukaledonien die Sicherheitskräfte.

4. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8875: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Europaweiter Handel mit Drogen - 18 Verdächtige ermittelt

Nach einer Razzia gegen den massenhaften Handel mit Drogen in
Nordrhein-Westfalen ermittelt die Polizei nach eigenen Angaben gegen
18 Verdächtige im Alter zwischen 22 und 53 Jahren aus dem Bonner
Raum. Die Gruppe soll europaweit mehrere hundert Postsendungen mit
Cannabis und Marihuana pro Tag verschickt haben. Firmen brachten die
Ermittler auf die Spur der Bande, weil Postsendungen mit ihrem
Absender, die sie aber nie verschickt hatten, wegen nicht
ausreichender Frankierung als "Rückläufer" eingingen.

4. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8872: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Insider-Angriff auf US-Soldaten in Kabul

In der Hauptstadt Kabul ist ein amerikanischer Soldat bei einem
Insider-Angriff ums Leben gekommen. Ein weiterer Soldat sei bei dem
Vorfall verletzt worden, teilte die Sprecherin der
NATO-Ausbildungsmission "Resolute Support", Debra Richardson, mit.
Der Angreifer soll demnach den afghanischen Streitkräften angehören
und umgehend von afghanischen Soldaten erschossen worden sein.

4. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8874: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bayern hat eine neue Regierung

Die neue schwarz-orange Koalition in Bayern steht. Drei Wochen nach
der Landtagswahl stimmten die Parteigremien von CSU und Freien
Wählern am Sonntag dem in Rekordtempo ausgehandelten
Koalitionsvertrag zu. Die drei Ressorts Kultur, Umwelt und Wirtschaft
werden an die Freien Wähler gehen. Bereits am Dienstag soll Markus
Söder (CSU) im Landtag wieder zum Ministerpräsidenten gewählt werden.
Die Vereidigung des neuen Kabinetts ist für den 12. November geplant.

4. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8873: Tragisches und Kurioses - 04.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Viele Tote bei Karambolage mit Dutzenden Autos in China

Im Nordwesten Chinas sind mindestens 15 Menschen bei einer
Massenkarambolage auf einer Autobahn ums Leben gekommen. Weitere 44
Menschen seien verletzt worden, berichtete die englischsprachige
Tageszeitung China Daily, als der Fahrer eines Sattelschleppers die
Kontrolle über sein Fahrzeug verlor und in eine Autokolonne vor einer
Mautstation fuhr.

4. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7958: Aus Forschung und Technik - 04.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rußland erweitert seine GLONASS-Flotte

Vom militärischen Raketenstartplatz Plessezk im nordrussischen Gebiet
Archangelsk startete am Samstag eine Trägerrakete von Typ Sojus-2.1b
mit einem Navigationssatelliten an Bord. Wie das Bahnverfolgungs- und
Satellitenkontrollzentrum der russischen Luft- und
Weltraumverteidigungskräfte in Krasnoznamensk westlich von Moskau
mitteilte, verlief die Mission erfolgreich. Demnach erreichte der
neue GLONASS-M-Satellit wenige Stunden nach dem Start seinen
Zielorbit, so daß die Inbetriebnahmephase eingeleitet werden konnte.
Das vom russischen Verteidigungsministerium betriebene und
finanzierte globales Navigationssatellitensystem GLONASS ist seit
mehreren Jahren als eine erste Alternative zum amerikanischen System
GPS weltweit verfügbar.

4. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7971: Aus aller Welt - 04.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Britische Wirtschaftsvertreter für zweites Brexit-Referendum

In Großbritannien warnen mehr als 70 Wirtschaftsvertreter vor einem
zerstörerischen harten Brexit oder einem Austritt aus der EU, bei dem
ihr Zugang zu den europäischen Märkten eingeschränkt wird. In einem
von den Sunday Times veröffentlichten Brief plädieren die
Unterzeichner indirekt für ein Referendum zu den endgültigen
Bedingungen des Austritts ihres Landes aus der Europäischen Union.
Das Schreiben war von einer neuen Gruppe organisiert worden, welche
ein Referendum zum Brexit-Vertrag anstrebt.

4. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7930: Medizin und Gesundheitswesen - 04.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutschlands Studenten leiden an Kopfschmerzen

Das Studium ist Kopfarbeit. Das bekommen viele Studierende in
Deutschland recht schmerzhaft zu spüren. Laut afp leiden zwei Drittel
von ihnen unter Kopfschmerzen. Das geht aus einer Studie der
Krankenkasse Barmer hervor. Diese hatte festgestellt, daß rund 1,8
der insgesamt 2,8 Millionen Studierenden und damit 64 Prozent von
Migräne oder Kopfschmerzen betroffen sind. Bei rund 900.000
Studierenden ist der Alltag dadurch deutlich beeinträchtigt.

4. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7959: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Kontrollen auf gefährliche Gegenstände bei Berliner Stadtbahn

Die Bundespolizei führt auf den Bahnhöfen und in den Zügen der
Berliner Stadtbahnstrecken bis zum Jahreswechsel Kontrollen auf
mitgeführte Waffen und gefährliche Gegenstände durch. Zum Auftakt
wurden am Freitag und Samstag in der Zeit von 20 Uhr bis 6 Uhr zwischen den
Bahnhöfen Lichtenberg und Bahnhof Zoo über 300 Personen kontrolliert.
Fünf Einhandmesser, Teppichmesser und Taschenmesser sowie drei Dosen
Pfefferspray, ein Schlagring, ein Schlagstock und ein Schraubendreher
wurden bei Personen sichergestellt, welche kein berechtigtes
Mitführen glaubhaft machen konnten, so ein Polizeisprecher.
Zielgruppe der Kontrollen auf Grundlage einer sogenannten
Ordnungsverfügung ist ein junges Party-Publikum, welches unter
Alkoholeinfluß zu Gewaltausbrüchen neigen kann.

4. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7882: Sprache, Kunst und Medium - 04.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Bester deutscher DOK-Beitrag war in Leipzig sehr umstritten

Großer Gewinner beim Filmfestival DOK Leipzig ist der italienische
Film "I Had a Dream". Drei Preise gingen an die Langzeitstudie von
Regisseurin Claudia Tosi, die mit ihrer Arbeit das letzte politische
Jahrzehnt in Italien durchleuchtet hat. Unter anderem gewann sie die
mit 10.000 Euro dotierte Goldene Taube als bester langer
internationaler Dokumentarfilm. Damit hat Tosi automatisch einen Platz
auf der neu eingeführten Nominierten-Liste für die kommende
Oscarverleihung in Hollywood errungen.

Als bester deutscher Beitrag erhielt laut MDR Kultur der heftig
diskutierte Film "Lord of the Toys" über eine Dresdner Clique von
Youtubern und deren Aktivitäten im Internet ebenfalls eine mit 10.000
Euro dotierte Goldene Taube.

Insgesamt wurden beim 61. DOK 22 Preise im Gesamtwert von mehr als
78.000 Euro vergeben, darunter sieben Goldene Tauben. Während des
Festivals waren 306 Filme aus 50 Ländern zu sehen.

4. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7949: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Russischer Seeaufklärer überfliegt NATO-Kommandoschiff

Beim NATO-Großmanöver "Trident Juncture 18" ist das Kommandoschiff
USS Mount Whitney in internationalen Gewässern vor der Küste
Norwegens von einer russischen Tupolew TU-142 in niedriger Höhe
überflogen worden. Der britische Admiral Guy Robinson bekräftigte,
daß die Russen jedes Recht hätten, vor Ort zu sein und alles zu
beobachten. Das größte NATO-Manöver seit Ende des Kalten Krieges geht
noch bis Mittwoch.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7963: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Gremien von CSU und Freien Wählern akzeptieren Koalitionsvertrag

Die Vorstände und Landtagsfraktionen der CSU und der Freien Wähler in
Bayern haben den in den letzten Tagen ausgehandelten
Koalitionsvertrag ohne Gegenstimme akzeptiert. Von der Einigung am
Sonntagnachmittag berichtete unter anderem der Bayerische Rundfunk
unter Berufung der Teilnehmer der gemeinsamen Sitzung der Gremien in
München. Am Abend wollten beide Fraktionen gegenüber der Presse auf
den Inhalt der Koalitionsvereinbarung eingehen. Drei Wochen nach der
Landtagswahl konstituiert sich das Landesparlament am Montag.
Ministerpräsident Söder wird voraussichtlich am Dienstag im Amt
bestätigt werden. Wegen des großen Stimmenverlustes bei der Wahl ist
die CSU auf einen Regierungspartner angewiesen und gibt drei
Ministerien, darunter das Wirtschaftsressort, an die Freien Wähler ab.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7932: Tragisches und Kurioses - 04.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Suche nach Horrorclowns von der B1 bisher erfolglos

Von den Maskierten, die in der Nacht zu Donnerstag im Kreis Soest mit
wilden Gebärden auf die Bundesstraße 1 gesprungen waren, soll nach
Auskunft der Ermittler noch jede Spur fehlen.

Einen Fahrer hatten die Maskierten mit ihrem vermeintlichen Scherz
derart erschreckt, daß er von der Straße abkam und sich mit seinem
Fahrzeug überschlug. Der Pkw-Fahrer hatte beim plötzlichen Auftauchen
der Schauergestalten zwischen Erwitte und Geseke das Lenkrad verrissen
und die Kontrolle über sein Fahrzeug verloren. Er und sein Beifahrer
blieben dennoch unverletzt. Der Wagen erlitt jedoch einen
Totalschaden. Wie WDR1 berichtete, schätzt die Polizei den Schaden auf
rund 100.000 Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7960: Arbeit, Soziales und Familie - 04.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Protestkundgebung von Geflüchteten in Fürstenfeldbruck

Gut 100 Demonstranten haben in Begleitung einer Hundertschaft Polizei
am Samstagnachmittag in Fürstenfeldbruck bessere Lebensbedingungen der
Geflüchteten in der Unterkunft am Fliegerhorst gefordert. Außerdem
forderten sie für sich Freiheit, Arbeit und Wohnungen. Sie
protestierten gegen ihre Kriminalisierung, Polizeigewalt und
Abschiebungen. Viele Demonstrationsteilnehmer stammten aus Afrika.
Ihr Marsch war von der marxistischen Jugend München organisiert
worden.

4. November 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7941: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Neuer Eisberg bricht vom Pine-Island-Gletscher ab

In der Westantarktis ist ein über 200 Quadratkilometer großer Eisberg
abgebrochen. Geowissenschaftler Stef Lhermitte von der Technischen
Universität im niederländischen Delft und Mitarbeiter entdeckten ihn
beim Pine-Island-Gletscher. Die Europäische Weltraumagentur ESA und
ihr US-Pendant NASA bestätigten den Abbruch. Experten gehen dpa
zufolge davon aus, daß warmes Ozeanwasser den Gletscher von unten
abträgt, bis es zum Bruch kommt. Hinzu kommt, daß die Gletscherkante,
verglichen mit Aufzeichnungen vergangener Jahrzehnte, seit 2015
besonders stark zurückgeht. Ob das Pine-Island-Gletschersystem sich
von der fortgesetzten Schmelze erholen kann, muß die Zukunft zeigen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7948: Märkte und Finanzen - 04.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Fachkräftemangel verschärft sich

Zwei von drei mittelständischen Betrieben in Deutschland wollen in den
nächsten drei Jahren neue Fachkräfte einstellen. Bei 65 Prozent der
Unternehmen aller Branchen steht zu befürchten, daß die Stellen
nicht, verspätet oder nur mit Abstrichen besetzt werden können. Das
geht aus einer Sonderauswertung des Mittelstandspanels der
staatlichen Förderbank KfW hervor. Vier Jahre zuvor hatte die Quote
bei 57 Prozent gelegen. Der Fachkräftemangel wird sich
voraussichtlich verschärfen, wenn ab etwa 2025 die geburtenreichen
Jahrgänge in Rente gehen. Eine Antwort auf das Problem könnte laut
KfW mehr qualifizierte Zuwanderung sein. Außerdem könnte in den
Ausbau von Kitas, Ganztagsschulen und Weiterbildung investiert
werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7964: Aus Forschung und Technik - 04.11.2018 (SB)




VOM TAGE



WhatsApp bestätigt Einführung von Werbung

Es war schon seit längerem angekündigt, jetzt ist es offiziell.
WhatsApp führt Werbung ein. Wie pcwelt.de meldete, hat Chris Daniels,
Vice President von WhatsApp, bestätigt, daß das Unternehmen in seinem
Status-Feature Werbung plazieren wird, um die Monetarisierung des
Messengers voranzutreiben. Wann der Start der Werbung sein wird,
darüber schwieg Daniels. Die ursprünglichen WhatsApp-Gründer - Jan
Koum und Brian Acton - hatten sich immer gegen Werbung in dem
Messenger ausgesprochen. Davon ist man bei WhatsApp mit dem Verkauf
an Facebook offensichtlich abgerückt.
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INFOPOOL / POLITIK / REDAKTION





NAHOST/1635: Jemen - Westen fordert endlosen Krieg herauf ... (SB)


Jemen - Westen fordert endlosen Krieg herauf ...



Die mediale Aufregung um die Ermordung des Journalisten Jamal
Khashoggi am 2. Oktober in Istanbul durch die Handlanger des
saudischen Kronprinzen und De-Facto-Staatschefs Mohammed bin Salman in
Istanbul sowie die Warnungen der Vereinten Nationen vor einer großen
Hungersnot im Jemen, die das Leben von mehr als acht Millionen
Menschen akut bedroht, haben die USA dazu veranlaßt, öffentlich ein
Ende des Krieges im Armenhaus Arabiens zu fordern. Leider scheint es
sich hier um eine reine PR-Maßnahme zu handeln, mittels der
Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate zu verstärkten
Anstrengungen im Kampf gegen die schiitischen Huthi-Rebellen gedrängt
werden sollen und, falls sie den Sieg nicht bald erringen, der Iran
die Verantwortung für das Blutbad am Roten Meer und Indischen Ozean in
die Schuhe geschoben bekommen soll.

Seit Monaten beklagen im US-Kongreß linke Demokraten wie Tulsi Gabbard
und isolationistische Republikaner wie Rand Paul die katastrophale
humanitäre Lage im Jemen. Sie haben im Repräsentantenhaus und Senat
Gesetzesentwürfe auf den Weg gebracht, die im Fall ihrer
Verabschiedung die militärische Zusammenarbeit des Pentagons mit Riad
und Abu Dhabi stark einschränken würden. Schließlich sind die
saudischen und emiratischen Interventionstruppen, die seit März 2015
im Jemen versuchen den von den Huthis gestürzten Interimspräsidenten
Abd Rabbu Mansur Hadi zurück an die Macht zu bringen, auf britische
und amerikanische Unterstützung angewiesen, was Logistik, Rüstung,
Luftbetankung und Munitionsnachschub betrifft. US-Präsident Donald
Trump hat seit seinem Einzug ins Weiße Haus im Januar 2017 die
Ankurbelung der amerikanischen Rüstungswirtschaft zur Chefsache
erklärt. Am Blutbad im Jemen verdienen die Waffenindustrien der USA
und Großbritanniens Milliarden.

Folglich war es eine ziemliche Überraschung, als am 30. Oktober bei
einer Rede am Institute for Peace in Washington
US-Verteidigungsminister und General a. D. James Mattis eine
Einstellung aller Kämpfe im Jemen innerhalb von 30 Tagen verlangte und
die Aufnahme von Friedensverhandlungen zwischen Huthis,
Hadi-Regierung, Saudis und Emiratern in Schweden vorschlug. Beim
vermeintlichen Eintritt des ehemaligen Irakkriegskommandeurs für den
Frieden im Jemen durften natürlich ebenso wenig die bis heute
unbewiesene Beschuldigung, der Iran hätte mit der Lieferung von Waffen
- darunter ballistische Raketen - an die Huthis den Konflikt im Jemen
verursacht, wie die Drohung, das "Mullah-Regime" Teheran zu bestrafen,
sollten die Kämpfe nicht bald abflauen, fehlen. Aktuell steuern die
USA und der Iran wegen des Austritts Washingtons aus dem Atomakommen
und dem Streben der Trump-Regierung, die Ölexporte der Islamischen
Republik "auf Null" zu reduzieren, auf eine militärische
Auseinandersetzung zu.

Dessen ungeachtet stieß die große Friedensrede von Mattis auf
weitgehende Zustimmung. US-Außenminister Mike Pompeo veröffentlichte
wenige Stunden danach eine eigene Stellungnahme, in der er die
Forderungen seines Kabinettskollegen inhaltlich wiederholte.
Der UN-Sondergesandte für den Jemen, Martin Griffiths, begrüßte die
Initiative und erklärte sich zur Einberufung von Verhandlungen bereit,
während sich die Regierung in Stockholm durch die zugedachte Funktion
Schwedens als Gastgeberland geehrt fühlte. Zwar lobte die britische
Premierministerin Theresa May den amerikanischen Vorstoß, doch
zeitgleich warnte ihr Außenminister Jeremy Hunt davor, Riad zu sehr
unter Druck zu setzen, und erklärte, Londons Hauptinteresse bestünde
darin, daß es zu keinerlei Eintrübung der britisch-saudischen
Handelsbeziehungen - sprich nicht zum Einbruch der einträglichen
Waffengeschäfte - komme.

Ihrerseits haben die Huthis nicht auf die neuen Töne aus Pentagon und
State Department reagiert. Was die Außenpolitik betrifft, beschränkten
sich die Machthaber in der jemenitischen Hauptstadt Sanaa darauf, den
Besuch des israelischen Premierministers Benjamin Netanjahu in Muskat
und seinen Empfang dort durch den Sultan von Oman, Qabus ibn Said, zu
kritisieren. Oman spielt seit Jahren als Vermittlungsstelle zwischen
dem Iran und Katar auf der einen Seite und Saudi-Arabien und den
anderen sunnitischen Petromarchien am Persischen Golf eine wichtige
Rolle. Bei einer Normalisierung der Beziehungen Omans zu Israel
befürchten die Huthis nicht zu Unrecht eine Stärkung der Achse
Riad-Tel Aviv zu Ungunsten von sich selbst, den Palästinensern im
Westjordanland und Gaza, der Hisb Allah im Libanon sowie dem Iran.

Aus den Außenministerien in Riad und Abu Dhabi kamen bislang keine
offizielle Reaktionen auf die Rede von Mattis oder die Erklärung von
Pompeo. Statt dessen haben die Saudis und die Emirater im Jemen die
Waffen sprechen lassen. Sie haben die Zahl der Truppen, die seit
Monaten vergeblich versuchen die Hafenstadt Hudeida, den am Roten Meer
liegenden letzten Zugang der Huthis zur Außenwelt, einzunehmen, um
10.000 Mann erhöht und ihre Offensive dort verstärkt. In den letzten
Tagen haben die Häufigkeit und die Heftigkeit der saudischen und
emiratischen Luftangriffe auf Ziele in und rund um Hudeida und Sanaa
deutlich zugenommen. Offenbar fassen die Verantwortlichen in Riad und
Abu Dhabi die von Mattis gesetzte Frist von 30 Tage quasi als Ansporn
auf, auf dem Schlachtfeld eine Entscheidung herbeizuführen und bis
Ende November die Huthis endlich zur Kapitulation zu zwingen. Ob ihnen
dies gelingen wird, ist eine andere Frage.

Währenddessen stellt sich heraus, daß die bisherigen Opferzahl für den
Krieg im Jemen, die seit 2016 von den westlichen Medien praktisch
unverändert mit 10.000 angegeben wird, viel zu niedrig liegt. Selbst
die neueste Zahl des Kinderhilfswerks der Vereinten Nationen (UNICEF)
erfaßt mit 16.000 nur unzureichend das wahren Ausmaß des Grauens. Laut
einer neuen umfassenden Studie des unabhängigen Armed Conflict
Location and Event Data Project (ACLED) an der University of Sussex in
England sind in direkter Folge der Kampfhandlungen im Jemen seit
Anfang 2016 mindestens 50.000 Menschen, die meisten von ihnen
Zivilisten, die emiratischen und saudischen Luftangriffen zum Opfer
gefallen sind, ums Leben gekommen. Da sich die ACLED-Forschergruppe
erst seit fast einem Jahr nach Kriegsbeginn mit dem Konflikt im Jemen
befaßte und keine Angaben über den Zeitraum März bis Dezember 2015
macht, dürfte die eigentliche Opferzahl weitaus höher liegen. Hinzu
kommt die Einschätzung von ACLED, wonach die laufenden Kämpfe um
Hudeida monatlich 2000 Jemeniten das Leben kosten. Eine Besserung der
Lage im Jemen ist nicht in Sicht. Von den Friedensbekundungen seitens
der USA sollte man sich täuschen lassen.
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/2296: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 06.11. bis 09.11. 2018


Helle Panke

Veranstaltungen in der 45. Kalenderwoche



Liebe Leserinnen und Leser,

unser Seniorenklub bestreitet seine 1000. (!!!) Veranstaltung (Di.),
ehemalige Generaldirektoren von DDR-Kombinaten diskutieren über die
Bevormundung durch das ZK der SED (Di.), Sabine Pannen stellt ihre
Forschungsergebnisse zur SED-Mitgliedschaft im letzten Jahrzehnt der DDR
vor (Fr.), und brandaktuell diskutieren wir am Mittwoch über
"Drugchecking", das in Berlin eingeführt werden soll.

Gern weisen wir auch darauf hin, dass es neue Hefte in unserer Reihe
"Pankower Vorträge" gibt, die sie weiter unten in dieser Mail finden.


Dienstag, 6. November 2018, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Heinrich Heine in Liedern und Gedichten 

Der Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus realisiert heute seine 1.000
Veranstaltung

Vortrag: Jens-Uwe Bogadtke (Schauspieler am Theater im Palais und am
Theater am Rand in Zollbrücke)

Moderation: Christan Beyer

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Rosa-Luxemburg-Saal, Kleine Alexanderstr. 28,
10178 Berlin


Dienstag, 6. November 2018, 18:00 bis 21:00 Uhr

Forum Wirtschafts- und Sozialpolitik

Die Seminare des ZK der SED mit den Generaldirektoren in Leipzig (die
"Mittag-Seminare")

Persönliche Sichtweisen und Wertungen von TeilnehmerInnen

ReferentInnen:

Dr. Christa Bertag (ab 1985 Generaldirektorin des VEB
Kosmetik-Kombinat-Berlin)

Prof. Dr. Karl Döring (ab 1985 Generaldirektor des VEB Bandstahlkombinat
Hermann Matern)

Prof. Dr. Jörg Roesler (Wirtschaftshistoriker)

Moderation: Prof. Dr. Klaus Steinitz

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Mittwoch, 7. November 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr

Junge Panke

Drugchecking - Wege in eine vernünftige Drogenpolitik
mit Astrid Leicht (Fixpunkt e.V.), Stephan Jäkel (Schwulenberatung Berlin)
und Niklas Schrader (Drogenpolitischer Sprecher der Linksfraktion im
Abgeordnetenhaus)

Moderation: Fabian Kunow

Kosten: 2,00 Euro / ermäßigt 1,00 Euro

Ort: //:about blank, Markgrafendamm 24c, 10245 Berlin


Freitag, 9. November 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr

Geschichte

Arbeiter in der Staatspartei. Die SED-Parteibasis in den 1980er
Jahren

Referentin: Dr. Sabine Pannen (Kopenhagen, 2017 Promotion an der
Humboldt-Universität zu Berlin mit der Dissertation "Wo ein Genosse ist, da
ist die Partei! Der innere Zerfall der SED-Parteibasis 1979-1989",
erschienen im Ch. Links Verlag 2018)

Moderation: Dr. Alexander Amberger

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

 * 

PUBLIKATION

PUBLIKATIONEN

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 220: Revolution gegen Kaiser und Krieg 1918/19 (II)

Für demokratische Republik, Frieden und Sozialismus? Teil 2: Akteure der
Novemberrevolution, Berlin 2018, 56 Seiten

Inhalt

- Stefan Bollinger: Vorbemerkung

- Marga Voigt: Gegen Kaiser und Krieg - für Revolution und internationalen
Sozialismus

Aus Clara Zetkins Briefen 1915-1920

- Ottokar Luban: Die verfrühte Gründung der Kommunistischen Partei
Deutschlands (Spartakusbund)

- Mario Hesselbarth: Die USPD und der Thüringer Weg

- Gisela Notz: Der Kampf ums Frauenwahlrecht. Frauen auf dem Weg in
Nationalversammlung und Reichstag

- Vera Bianchi: Der Syndikalistische Frauenbund (1920-1933)

- Stefan Bollinger: Unsere Revolution? Von den Schwierigkeiten des Lernens


Heft 219 Revolution gegen Kaiser und Krieg 1918/19 (I)

Für demokratische Republik, Frieden und Sozialismus? Teil 1: Zum Platz der
Novemberrevolution in der Geschichte, Berlin 2018, 48 Seiten

INHALT

- Stefan Bollinger: Vorbemerkung

- Stefan Bollinger: Ohne Kaiser und Generale? Radikaler Bruch, Frieden,
Demokratie - die zwiespältigen Resultate einer deutschen Revolution

- Klaus Gietinger: November 1918 - Der verpasste Frühling des 20.
Jahrhunderts.

Was verhinderte damals den Frühling?

- Gerhard Engel: Potenzen und Grenzen der Räte in der deutschen Revolution
1918/19

- Christiane Sternsdorf-Hauck: Frauen in der bayrischen Revolution und
Räterepublik 1918/19

- Dietmar Lange: Generalstreik und Märzkämpfe in Berlin 1919

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. November 2018 
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06736: Kein mathematischer Untertan (SB)


Man macht es sich heutzutage leicht, wenn mit Hilfe von
leistungsfähigen Schachcomputern nachgewiesen wird, daß selbst die
schillerndsten Partien der Großmeister aus früheren Tagen nicht ganz
astrein sind, daß sie hätten besser spielen und den Sieg konsequenter
erringen können. Es mag sein, daß sich Ungenauigkeiten in die
Rechenoperationen eingeschlichen haben. Aber was besagt das schon! Daß
der Mensch irren kann? Daß er die letzten Pointen nicht immer und
unbedingt findet? Wichtiger als der formallogische Abschluß einer
Schachpartie ist doch das kreative Aufspüren der strategischen Pläne.
Auf dem taktischen Felde können Computer sicherlich ungleich genauer
arbeiten als selbst die hellsten Großmeisterköpfe. Deep Blue hat es
gegen Garry Kasparow bewiesen. Hierin sich mit dem Chip messen zu
wollen, ist in der Tat anmaßend und bar menschlicher Vernunft.
Vielmehr sollte sich der Mensch auf seine eigene Stärke besinnen und
darauf pochen, daß er der Schöpfer der Gedanken, nicht ihr
mathematischer Untertan ist. Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte der
Ex-Weltmeister Alexander Aljechin nun 1...d2-d1D gespielt, was sich
hinterher als Umweg herausstellte, weil er einen zwingenderen
Gewinnweg hätte wählen können. An seiner menschlichen Glanzleistung
schmälert dies nichts, Wanderer.
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Treybal - Aljechin

Bad Pistyan 1922


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der schwarze König verkroch sich eiligst ins Eckloch 1...Kg8-h8, aber
die weiße Streitmacht holte ihn da flugs wieder heraus: 2.f5-f6!
Sd7xf6 3.Lc1xh6! - von Sweschnikow entweder nicht gesehen oder
unterschätzt - 3...Sf6-h5 - 3...g7xh6 4.Sf3-g5! und die schwarze
Stellung bricht im Nu zusammen - 4.Dg3-g4 Ta8-a6 5.Sf3-g5 Lh7-g6 - bis
jetzt hielt der Kitt, aber nicht mehr lange - 6.Sg5xf7+ -
Zertrümmerung - 6...Lg6xf7 7.Lh6xg7+ Sh5xg7 8.Tf1xf7 Lb4-f8 9.Tb1-f1
Da5-c5 10.b3-b4! Dc5-d6 11.Tf7xg7! Lf8xg7 12.Dg4-h5+ Dd6-h6 13.Dh5xe8+
Kh8-h7 14.Lg2xd5 Dh6-h3 15.Ld5-e4+ Kh7-h6 16.Tf1-g1 und Schwarz gab
angesichts der Fülle an Drohungen auf.
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